
B e s c h l u B

In Sachen

Beklagten und Revisionsklägers,

gegen

Kläger und Revisionsbeklagter,

_hat der 10. Senat des Eumdessozialg@richts am 21. Januar 1963
unter Mitwirkung

Senat5präsidenten Dr. T e s m e rdes

als Vorsitzenden,

des Eundesrichters S a u t t e r

und des Bunde$richters Dr° B r o c k e

beschlossen:

Die Revisicn des Beklagten gegen das Urteil des Landessczial—

gerichts Rheinland-Pfalz vom 4. Juni 1962 wird als unzulässig
verworfen.“

Der Beklagte hat dem Kläger auch die außergerichtlichen Kosten

des Revisicnsvcrfahrcns zu erstatten.
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Der Beklagte hat gegen das vorbezeichnete, aml26„ Juli 1962

zugestellte Urteil form—und fristgerecht Revision einge-
legt, Da das Landessozialgerieht (LSG) die Revision nicht
zugelassen hat, findet sie nur statt, wenn ein wesentlicher
Mangel des Verfahrens gerügt wird (@ 162 Abs„1Nr° 2 Sozial-
gerichtsg@setz -SGG—;BSG 1, 150) oder wenn bei der Beurtei—
lung des ursächlichen Zusämmenhangseiner Gesundheitsstörung
oder des Todes mit einer Schädigung i.S. des Eundesversor—

gungsgesetzes (BVG) das Gesetz verletzt ist (5 162 Abs° 1
Nr, 5 sec). -

Der Beklagte rügt eine Verletzung der 55 143, 1M8‘Nr° } SGG
mit dem Vorbringen, das LSG habe zu Unrecht in der Sache

Selb5t entschieden, Statt die Berufung des Klägers nach *
€ 148 Nr° } SCGals unzulässig zu verwerfen„ Zwar sei die.
Berufung des Klägers zunächst-zulässig gewesen, aber durch

eine freiwillige Beschränkung des Berufungsantrags auf die
Gewährung einer Versorgungsrento nach einer Minderung der

Erwerbsfähigkeit.(MdE) um 40 v° H. unzulässig geworden° Aus—

weislich der SitzungsniederSChrift des LSG vom 4„ Juni 1962

habe der Kläger erklärt, "daß er auf die Belehrung, daß ein
berufliches Betroffensein nur eine Erhöhung der Erwerbsmin—

derung um 10 v° H„ rechtfertige,-seinen Antrag dahin ermäßig6,
daß er-Versorgungsrcnte auf der Grundlage einer Erwerbsminde;

rung um #0 v° H„ bean5pruche". Hierbei habe das Berufungs—

gericht auf den Kläger keinen Zwang ausgeübt, vielmehr habe

es ihm freigestanden zu erklären, daß er auch nach Beleh—

rung an seinem biSherigen Antreg_beharre;_damit sei die
Unzulässigkcit der Berufung eingetreten° Diese Rüge greift

jedoch nicht durch°
Der Kläger hat im Berufungsverfahren mit Schriftsatz vom_
30° Oktober 1961 beantragt, ihm unter Aufhebung des Urteils

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-}...

des Sozialgerichts und der angefochtenen Bescheide vom 1, Oktober 4
1960 an wegen besonderer beruflicher Betroffenheit LS° des @ 30‚>

Abs‚ 2 BVG "Versorgungsgebührnisse aus einer MdB um 50V° H," zu—

zusprechen„Nach@148Nr° } scc ist die Berufungin Angelegené
heiten der Kriegsopferversorgung nicht zulässig, soweit sie den

Grad der MdE_betrifft, es sei denn, daß die Schwerbeschädigten—
_eigeneghaft oder die Gewährung der Grundrente davon abhängt_ Ist ‘

hierbei zwischen den Parteien lediglich die Frage streitig, ob' ‘

die MdB des Versorgungsberechtigten wegen besonderen beruflichen

Eetroffenseins i.S„ des 5 30 Abs„ 2 BVG höher zu bewerten ist,

so handelt es sich um einen Streit über den Grad der MdB (vglo

BSG 12, 13h)° Da der Kläger bei Einlegung der Berufung eine Ver—-
sorgungsrente nach einer MdB um 50 v° H. beantragt hat und damit.

im Berufungsverfahren zunächst die Sehüerbeschädigteneigenschaft

streitig war, greift der Berufungsausschließungsgrund des S 148"

Nr° } SGG nicht ein mit der Folge, daß die Berufung des_Klägers

bei ihrer Einlegung zulässig gewesen ist° Der Kläger hat aller—_

dings den Eerufungsantrag in der mündlichen Verhandlung vor
den

_
LSG am 4„ Juni 1962 auf die Belehrung des Gerichts, daß ein be—„lg_

rufliehes Betroffensein nur eine Erhöhung der MdB um 10 VO H„. '

rec tfertige, dahin eingeschränkt, daß er nur noch eine Versor-

gungsrente nach einer MdB um HO v° H, beanspruche° Diese Be—

schränkung des Berufungsantrags führt jedoch nicht — entgegen

der Auffassung des Beklagten - zur Unzulässigkeit der Berufung

des Klägers nach 5 148 Nr, 3 SGG‚ Der Große Senat des Reichs«

gerichts für Zivilsachen (RG)hat in seinemBeschlußvom10, De;
zember 1941 (RGZ168, 355) ausge5prochen, daß für die Zulässig—“jff

.keit eines Rechtsmittel$ der Zeitpunkt seiner Einlegung maß-1 ' ‚'

gehend ist; spätere Verminderüngen des Beschwerdegegonstandes

bleiben außer Betracht, es sei denn, daß sie auf "willkürlieher"' »
Beschränkung des Rechtsmittels beruhen° In den Gründen hat das

RG hierzu ausgeführt, daß das Recht5mittel unzulässig wird, wenn „
der Rechtsmittclkläger, ohne durch eine Veränderung im Beschwerde-
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gegenstand selbst dazu veranlaßt zu sein, aus freien Stücken

' seine Anträge soweit ermäßigt, daß sie die Rechtsmittel—

grenze nicht mehr erreichen. Diese Einschränkung sei nötig,
um einer "willkürlichen" Umgehung der Rechtsmittelgrénzcn

vorzubeugen. Sie erhalte ihre für jedermann verständliche

innere Rechtfertigung dadurch, daß der Rechtsmitt01klägcr

in solchen Fällen keine günstigere Behandlung beanspruchen

kann, als wenn er das Rechtsmittel von vornherein in unzu-

lässigem Umfange eingelegt haben wurde, Das RG hat damit

Solche Fälle gemeint, in denen der Rechtsmittelkläger,
ohne daß eine sachgerechtc und erst nach Einlegung der

Berufung eingetretene Veranlassung für ihn bestand, "aus‘
freier Willkür_die an sich gegebene Beschwer nur zu einem

4
Teil mit dem Rechtsmittel abwenden will"° Dieser Auffassung

des BG ist auch der Bundesgerichtshof (BGH) in mehreren Ent—

scheidungen beigetreten (BGH in NJW 1951, 27h; Lindenmaicr/
Möhring, ZPO $_546 Nr„ 8; vgl° auch Baumhach/Lauterbach,

ZPO, 26° Aufl„, 5 511 a Anm. 4)° Der Beklagte ist der Auf-
fassung, daß der Kläger seinen Antrag in der mündlichen Ver-

handlung vor dem LSG "freiwillig" 1.8. dieser Rechtsprechung

auf einen nicht berufungsfähigeniAn5prueh beschränkt habe.

‚Dem kann jedoch jedenfalls für den vorliegenden Fall nicht

beigepflichtet werden. Es kommt vielmehr —wie die Recht;

sprechung des RG und des BGH zu dieser Frage erkennen läßt -
grundsätzlich darauf an, ob der Rechtsmittelkläger nach Ein-

/
legung der Berufung "willkürlich" die an sich gegebene Be—‘

schwer nur zu einem Teil mit dem Rechtsmittel abwenden will.
Der Kläger hat jedoch sowohl im sozialgerichtlichen Ver-

fahren als auch im Berufungsverfahren die Erhöhung der MdE

auf 50 v,»H° erstrebt„ Er hat auch nach dem Sachverhalt
nicht etwa den Berufungsantrag in seinem Schriftsatz vom
30° Oktober.1961 nur gestellt, um auf diese Weise den 7W‘
Berufungsausschließungsrund des 5 148 Nr. 3_SGG zu um-.
gehen, Erst als der erkennende Senat des LSG ihm in der
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mündlichen Verhandlung am 4„ Juni 1962 nahegelegt hat, den
Berufungsantrag auf die Gewährung einer Versorgungsrente nach

einer MdB um 40 VO H° zu beschränken, hat er aus sachgcmäßen
und für ihn erst nach Einlegung der Berufung erkennbar ge—
wordenen Umständen den Berufungsantrag entsprechend der Be—

lehrung des Berufungsgerichts beschränkt„-In einem solchen
Falle kann weder von einer willkürlichen Beschränkung des
Rechtsmittels noch von einer beabsichtigten Umgehung der Rechts—
mittelgrenzen seitens des Klägers ge5prochcn werden„ Es darf

ihm nicht zum Nachteil gereichen, daß er, der rcchtsunkundig
ist und im BerufungsVerfahren keinen Prozeßbev011mächtigten
hatte, der ausdrücklichen Belehrung des Berufungsgerichts ge-
folgt ist, das nach seiner Rechtsauffassung eine Beschränkung

des Antrags auf die Gewährung einer Versorgungsrente nach einer

MdB um 40 \;° H„ für zweckent3prechend gehalten hat° Durch die

von dem LSG angeregte Prozeßhandlung einer Beschränkung des An-

trags ist daher die zulässig eingelegte Berufung des Klägers

nicht unzulässig geworden, weil die in der Recht3prechung des

EG und des BGHangeführten Ausnahmen von dem Grundsatz, daß für

die Zulässigkeit eines Rechtsmittels der Zeitpunkt seiner Ein-
legung maßgebend ist, nicht vorliegen„ Das LSG hat somit zu

Recht in der Sache selbst entschieden°

Der Beklagte trägt weiter vor, das LSG habe den 5 30 Abs° 2

BVG u■richtig angewandt, "indem es feststellte, daß.der Kläger

in seinem früher ausgeübtcn Beruf als aktiver Unteroffizier

wegen der anerkannten Schädigungsfolgon an einer Wiederver—

wendung und damit im Vergleich zu seiner jetzigen Berufstätig—

keit als Justizsekretär an einem Aufstieg verhindert ist"" Bei

Berufsunteroffizieren der früheren Wehrmacht komme jedoch eine

berufliche Beeinträchtigung durch Schädigungsfolg0n nicht in

Betracht, weil Berufsunteroffiziere der früheren Wehrmacht keine

Berufssoldaten auf Lebenszeit gewesen seien° Für die Frage einer

besonderen Berufsbeeintrüehtigung LS° des S 30 BVG sei deshalb,
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in diesen Fällen von der vor der Einberufung zum Wehrdienst

tatsächlich ausgeübt€n Tätigkeit oder dem nachweislich an—
gestrebten Zivilberuf auszugehen° Mit diesem Vorbringen

rügt der Beklagte keinen Mangel des Verfahrens i.S‚ des

@ 162 Abs° 1 Nr° 2 SGG; er wendet sich vielmehr mit der
«Rüge, das LSG habe die materiell—rechtliche Vorschrift

des 5 30 Abs° 2 BVG verletzt, gegen den Inhalt des
ange—

fochtencn Urteils, Verletzungen materiell-rechtlicher Vor-.
schriften können jedoch nicht die Revision nach @ i62

Abso’

Nr° 2 SGG statthaft machen.

Endlich rügt der Beklagte eine Verletzung des @ 103 sec mit
dem Vorbringen, das LSG habe zur Feststellung der vor Ein—
berufung zum Wehrdienst tatsächlich au5geübten Tätigkeit

des Klägers keine Ermittlungen angestellt. Diese Rüge

greift nicht durch. Für die Frage, ob das Berufungsgericht

die ihm nach @ 103 SGG obliegende Pflicht, den Sachverhalt

zu erforschen, erfüllt hat, kommt
es darauf an, ob der Sach—

verhalt, wie er dem LSG zur Zeit der Urteilsfällung bekannt

gewesen ist, von dessen sachlich-rcchtlichem Standpunkt aus

zur Entscheidungdes Rechtsstreits ausreicht0 (vg1° BSGin
SozR SGG @ 103 Bl° Da 2 Nr„ 7)° Das LSG ist in der angefoché

tcnen Entscheidung von der materiell-rechtlichen Auffassung

ausgegangen, daß für die—Frage, ob der Kläger in seinem B8-

ruf LS° des % 30 Abs„ 2 BVG besonders betroffen ist, sein

Einkommen aus der jetzigen Tätigkeit als Justizsckretär dem

Einkommen geg€nüberzuStellen ist, das er bei Übernahme in

die Bundeswehrerzielt hätte„ Nachder materiell—rechtlichen
Auffassung des LSG kam es also nicht darauf an, welche Tätig-_

keit der Kläger vor der Einberufung zum Wehrdienst tatsäch-

lich ausgeübt hat„ Für das LSG bestand daher kein Anlaß, in-

soweit weitere Ermittlungen nach 5 103 SGG vorzunehmen, Die

Statthaftigkeit der Revision kann daher auch nicht aus einer

Verletzung dieser VorSchrift hergeleitet werden.
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Da die gerügten Verfahrensmängcl nicht vorliegen, war dicft

Revision des Beklagten nach 5 169 SGG durch Beschluß als

unzulässig zu verwerfen.

Die Kostenentscheiduné beruht auf der ent3prechenden Anwen-

dung des 5 193 Abs. 1 SGG. ' ‘
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